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Vorwor t 

Die vorliegende Schrift  hat als Dissertation der rechts- und wi r t -
schaftswissenschaftlichen  Fakultät der Johannes Gutenberg Universität 
Mainz vorgelegen. Sie sollte ursprünglich als „allgemeiner Teil" der 
Untersuchung eines Sonderbereichs der amerikanischen Verwaltung 
vorangestellt werden, wuchs dann jedoch zu einer selbständigen Ab-
handlung heran. Bei der Beschäftigung mi t besonderen Bereichen der 
amerikanischen Verwaltung traten — vor dem Hintergrund einer ver-
wirrenden Vielfalt von Behörden und Verwaltungstätigkeiten — immer 
wieder die komplexen Begriffe  der unabhängigen Kommission und 
ihrer Wirtschaftsregulierenden  Funktionen in den Vordergrund. Es lag 
daher nahe, die Untersuchung nicht, wie der ganz überwiegende Teil 
des einschlägigen Schrifttums, auf einen Sonderbereich und die für ihn 
jeweils zuständige einzelne independent commission zu spezialisieren, 
sondern übergreifende  Zusammenhänge und Grundstrukturen freizu-
legen und die allen Wirtschaftsregulierenden  Kommissionen gemein-
samen Eigenschaften und Probleme aufzuzeigen. 

Dem Referenten, Herrn Professor  Dr. H. Armbruster  danke ich für 
zahlreiche, wertvolle Anregungen und Ratschläge, mi t denen er meine 
Arbeit gefördert  hat. Dem Direktor der Bibliothek des Max Planck 
Instituts für Ausländisches öffentliches  Recht und Völkerrecht in Hei-
delberg, Herrn Steiner  verdanke ich viele bibliographische Hinweise 
und Informationen, die mir die Benutzung der umfangreichen Instituts-
bibliothek wesentlich erleichtert haben. Mein besonderer Dank gebührt 
der Fakultät für die Verleihung eines Preises, der Senatskommission 
zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses für die Bewil l igung 
eines Druckkostenzuschusses sowie Herrn Ministerialrat a.D. Dr. J. 
Broermann,  der die Veröffentlichung  in der Reihe ,Schriften zum 
öffentlichen  Recht' des Verlages Duncker & Humblot ermöglicht hat. 

Möge dieses Buch einen Beitrag zur vertieften Kenntnis des amerika-
nischen administrative law leisten und den Anstoß zu weiteren Unter-
suchungen geben. 

15. Jul i 1971 G. A. 
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Einleitung 

Das Entstehen einer Verwaltung und ihrer Behörden wurde in den 
Vereinigten Staaten weitgehend von der wirtschaftlichen und sozialen 
Entwicklung des Landes bestimmt, dessen Anfänge nach Erreichung 
der Unabhängigkeit durch eine noch unentwickelte, i n einfachen und 
überschaubaren Formen verlaufende Wirtschaft,  eine verhältnismäßig 
dünne Besiedlung und einen überwiegend agrarischen Status gekenn-
zeichnet waren. Die jährlichen Ausgaben des jungen Staates beliefen 
sich im Jahre 1790, ein Jahr, nachdem George Washington erster Prä-
sident der Vereinigten Staaten geworden war, auf 4 200 000 Dollar. Die 
Funktionen des Bundes beschränkten sich im wesentlichen auf die aus-
wärtigen Beziehungen, die nationale Verteidigung, Vollziehung der be-
reits bestehenden Gesetze, Erhebung von Zöllen und Steuern, Post-, 
Bank- und Münzwesen, Landzuteilungen, Versorgung der Kriegsvete-
ranen und Indianerangelegenheiten1. Seit etwa 1850 jedoch machte die 
Industrialisierung und in ihrem Gefolge die Automatisierung der 
Werksausrüstung, die Standardisierung der Produkte sowie die Ratio-
nalisierung der Betriebsvorgänge immer größere Fortschritte. Das in-
vestierte Kapital und der Wert der hergestellten Produkte wuchsen in 
dem Zeitraum von 1850 bis 1880 um rund 400 Prozent2. Diese Entwick-
lung wurde begünstigt durch den Überfluß an Rohstoffen,  wie Kohle, 
ö l , Eisen, Holz, Blei, Kupfer,  Silber und Gold — den Bau von Eisen-
bahnen, die ihrerseits Kohle und Eisen verbrauchten, der Industrie 
neue Absatzmärkte erschlossen und die alten vergrößerten —, das 
durch Einwanderung begünstigte Wachstum der Bevölkerung und da-
mit der potentiellen Arbeitskräfte  —, weiter durch die unternehme-
rische Init iat ive und das Bestehen von Schutzzöllen. Technologische 
Fortschritte und wachsende Mechanisierung der Fabrikationsvorgänge 
machten den Weg frei  für Massenproduktion und steigende Arbeits-
produktivität. Hand in Hand hiermit vollzog sich eine Änderung der 
organisatorischen Wirtschaftsstrukturen.  An die Stelle des individuel l 
geleiteten Einzelbetriebes trat in zunehmendem Maße die Form der 
Gesellschaft. Diese wiederum begünstigte die Entstehung von Groß-
betrieben, deren Vorteile in der rationelleren, bill igeren Herstellung 

1 Merle Fainsod  - L incoln Gordon,  Government and the American Economy, 
S. 3. 

2 Fainsod  - Gordon,  S. 5. 
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größerer Warenquantitäten sowie in einer weitgehenden Arbeitsteilung 
und Spezialisierung lagen. Die Entstehung großer Gesellschaften führte 
zu einer erheblichen wirtschaftlichen Konzentration und zu einer ver-
stärkten Kontrolle anderer für die Ergänzung des Produktionspro-
grammes wichtiger Industriezweige. So verband Carnegie die Herstel-
lung von Eisen und Stahl mi t dem Besitz von Kohlengruben, Eisenerz-
lagerstätten und Kokereien. Standard Oi l kontrollierte Erdölfelder, 
Ölraffinerien  und Pipelines. Es bildeten sich kartellähnliche Interessen-
gemeinschaften mi t dem Zweck, bestimmte Preise einzuhalten und 
Absatzmärkte aufzuteilen (pools). Nach 1880 entstanden die ersten 
Trusts3 und Holding Gesellschaften. 1890 wurde jedoch bereits der 
Sherman Anti t rust Act, der sich gegen die Bildung von Trusts, und 
1887 der Interstate Commerce Act, der sich gegen Mißbräuche auf dem 
Gebiet des Transportwesens richtete, erlassen. Beide sollten dem Staat 
ein regulierendes Eingreifen ermöglichen, konnten jedoch die Konzen-
trationsbewegung nicht aufhalten. Diese wurde noch gefördert  durch 
den steigenden Einfluß der „investment bankers". Deren Hauptaufgabe 
war, der Industrie durch den Verkauf von Akt ien und Obligationen das 
für ihre Investitionen benötigte Kapital zu beschaffen,  erweiterte sich 
aber allmählich zu einer Kontrolle der Kreditgewährung überhaupt. 
Letztere verschaffte  den Banken einen wachsenden Einfluß auf die 
Industrie. So wurde das Bankhaus Morgan nach der finanziellen Sanie-
rung des Eisenbahnwesens ein dominierender Faktor auf diesem Gebiet 
und spielte eine beherrschende Rolle im Hinblick auf die ebenfalls von 
ihm finanzierte United States Steel Corporation. Dies ist ein besonders 
eklatantes Beispiel für die enge Wechselwirkung zwischen der Konzen-
tration im Bereich des Bankwesens und der auf dem industriellen 
Sektor. 

Während der präkapitalistische Gewerbetreibende seine Arbeit 
selbst ausführte, eigenes Gerät dafür benutzte, eigenes Kapital verwen-
dete und seinen Betrieb selbst managte und kontrollierte, f iel diese 
Verbindung der Funktionen im Verlauf der späteren Entwicklung aus-
einander. Der Eigentümer stellte bezahlte Arbeitskräfte  an. Der Dua-
lismus Arbeitgeber - Arbeitnehmer, die „Separation of labor from own-
ership" begannen sich auszuwirken. Die ersten lokalen Arbeiter-
vereinigungen und Gewerkschaften entstanden mi t dem Ziel, Löhne 
und Arbeitsbedingungen zu verbessern. Im Jahre 1886 wurde die 
größte amerikanische Gewerkschaftsvereinigung,  welche die Geschichte 
der Arbeiterbewegung bis zu den Anfängen des New Deal bestimmte, 
gegründet: die American Federation of Labor (A.F.L.). 1938 folgte mi t 
dem Congress of Industrial Organisations (C.I.O.) ein weiterer Gewerk-

3 1879 entstand als erster der Standard Oi l Trust. Vgl. Fainsod - Gordon , 
S. 8. 
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schafts verband. I m Zuge einer Gegenbewegung, des „antiunionism", 
wurden von den Unternehmern die National Association of Manufac-
turers und die League for Industrial Rights gegründet, die eine ge-
werkschaftliche (Pflicht-)Bindung der Arbeitnehmer ablehnten. 

Nachdem es zunächst zu einer Trennung von Werkseigentum und 
Werksarbeit gekommen war, löste sich im weiteren Verlauf der indu-
striellen Entwicklung auch das Management vom Eigentum ab. Wäh-
rend früher  der Inhaber sein Unternehmen, dessen Produktion und 
Absatz selbst gelenkt hatte, wurden diese Funktionen von einer be-
stimmten Größenordnung ab zunehmend von einer soziologisch neuen 
Gruppe höherer Angestellter, der Manager, wahrgenommen. 

Eine weitere Phase im Wachstum der großen gesellschaftlich struk-
turierten Betriebe wurde dadurch eingeleitet, daß deren Eigentümer 
auch ihre Funktion, die Richtlinien der Unternehmenspolitik zu bestim-
men, verloren. Diese Funktion ging auf sogenannte „control groups", 
aus Managern, Banken oder beiden zusammengesetzte Wirtschafts-
gruppen über, die einen beherrschenden Einfluß auf den Kurs der 
großen Gesellschaften auszuüben begannen. Dies wurde durch die Zu-
lässigkeit der Vertretung in Gesellschafterversammlungen und den 
Handel mit Aktien, die je nach Gattung das Stimmrecht ausschlossen 
oder aber ihrem Inhaber unverhältnismäßig weitreichende Befugnisse 
einräumten, ermöglicht. Während der Status des durchschnittlichen 
Aktienbesitzers lediglich der eines Geld anlegenden Sparers ohne Ein-
fluß auf die wichtigen unternehmerischen Entscheidungen war, kon-
zentrierte sich in den Händen eines verhältnismäßig kleinen Personen-
kreises eine erhebliche wirtschaftliche Macht. Die Möglichkeit ihres 
Mißbrauchs lag auf der Hand, nachdem, wie ein Mitgl ied des Obersten 
Gerichtshofs es ausdrückte, viele der Sicherungen entfallen waren, die 
sich aus der Kongruenz von Eigentum, Kontrolle und verantwortungs-
bewußter Leitung eines Unternehmens ergeben hatten. Zudem bestand 
die Gefahr, daß weite Bevölkerungskreise, insbesondere Verbraucher, 
Investoren, Arbeitnehmer und Farmer, jeglichen Einflusses auf die 
Entwicklung großer Industrien beraubt wurden, an denen sie ein 
lebenswichtiges und wirtschaftlich gerechtfertigtes  Interesse hatten4. 
Dieser Stand der Dinge machte staatliche Schutzmaßnahmen, ein regu-
lierendes Eingreifen in das Wirtschaftsgeschehen zwingend notwendig. 
Der laissez-faire-Liberalismus  der Gründer jähre mußte dem Prinzip 
der vom Staat geförderten  sozialen Sicherheit und volkswirtschaft-
lichen Stabilität weichen. Die staatliche Aufsicht wurde im öffentlichen 
Interesse über immer neue Wirtschaftssektoren  ausgedehnt. Der Staat 
trat außerdem als Leistungsträger und öffentlicher  Unternehmer auf. 

4 Fainsod - Gordon,  S. 10, 11. Vgl. auch S. 4 und 20. 


